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Informationen sind sorgfältig recherchiert, geben die Rechtsprechung und 
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Es ist wieder soweit: Die Hauptversammlungssaison 

2020 hat begonnen. Die Durchführung der jährlichen 

ordentlichen Hauptversammlung ist insbesondere für 

Publikumsaktiengesellschaften, deren Aktien an einer 

Börse gehandelt werden, mit nicht unerheblichem Auf-

wand und Arbeitseinsatz verbunden. Vor dem Hinter-

grund des sich immer stärker verbreitenden Corona-

Virus stellen sich für die Verwaltung vieler Publikumsak-

tiengesellschaften nunmehr die Fragen: „Welche Hand-

lungsoptionen bestehen? Was kann, darf, muss ich 

tun?“ 

Ob vor dem Hintergrund der jüngsten Entwicklungen die 

Pflicht besteht, die Hauptversammlung auf einen späteren 

Zeitpunkt zu verschieben muss, soweit es keine behördli-

chen Anordnungen gibt, von jedem Unternehmen grundsätz-

lich  im Einzelfall unter Einbeziehung aller relevanter Fakto-

ren entschieden werden.  

Jedenfalls in Nordrhein-Westfalen hat die Landesregierung 

am 10. März 2020 beschlossen, dass Großveranstaltungen 

von den örtlichen Behörden dann abzusagen sind, wenn 

mehr als 1.000 Besucher erwartet werden. Bei Veranstal-

tungen mit weniger als 1.000 zu erwartenden Besuchern 

besteht ein Ermessen der Behörde, ob und wenn ja welche 

Maßnahmen sie nach ihrer individuellen Einschätzung er-

greift. Von diesem Erlass sind damit nicht nur Fußballspiele 

und Konzerte, sondern auch anstehende Hauptversamm-

lungen von in Nordrhein-Westfalen ansässigen Unterneh-

men wie etwa der Telekom betroffen, wenn mehr als 1.000 

Teilnehmer erwartet werden, was bei großen Unternehmen 

der Regelfall ist.  
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Verschieben der Hauptversammlung – Pflicht oder 

Vorsicht? 
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In allen anderen Fällen obliegt die Entscheidung darüber, 

welche Maßnahmen zu ergreifen sind und insbesondere, ob 

eine Verschiebung der Hauptversammlung als ultima ratio 

geboten ist, bei den Unternehmen selbst. Dabei sollten die 

betroffenen Unternehmen gründlich prüfen, ob risikoerhö-

hende Umstände vorliegen, etwa ob die Hauptversammlung 

in einem Gebiet mit erhöhter Ansteckungsgefahr stattfinden 

soll oder ob konkrete Umstände der geplanten Durchführung 

der Hauptversammlung (Teilnehmerzahl, räumliche Nähe 

der Teilnehmer zueinander etc.) gebieten, die Versammlung 

zu verschieben. Dabei sind stets auch die Hinweise des 

Robert-Koch-Instituts zu berücksichtigen, wonach in 

Deutschland (allein) der Landkreis Heinsberg als Risikoge-

biet gilt (Stand: 11. März 2020). Sofern demnach Hauptver-

sammlungen in einem Risikogebiet durchgeführt werden 

oder eindeutig Umstände vorliegen, die zu einer behördli-

chen Untersagung führen (vor allem bei mehr als 1.000 zu 

erwartenden Teilnehmern), gehen wir von einem erheblichen 

Risiko für die Anfechtbarkeit von auf der Hauptversammlung 

gefassten Beschlüssen aus.  

Gegen eine freiwillige Verschiebung der Hauptversammlung 

ist grundsätzlich rechtlich nichts einzuwenden. Dies ist vor 

dem Hintergrund der aktuellen Gefährdungslage wohl auch 

dann unproblematisch, wenn die Hauptversammlung nicht 

wie gesetzlich vorgesehen in den ersten acht Monaten nach 

Ende des Geschäftsjahres stattfindet. Auch hätte dies nicht 

die Anfechtbarkeit oder sonstige Auswirkungen auf Be-

schlüsse einer später durchgeführten Hauptversammlung 

zur Folge. Allerdings ist bei einer Verschiebung zu beachten, 

dass sich für die Gesellschaft unter Umständen erhebliche 

finanzielle Folgen ergeben können, je nachdem, wieweit die 

Planung der Durchführung der Hauptversammlung schon 

vorangeschritten ist. Des Weiteren ist zu beachten, dass 

gegebenenfalls erforderliche für die Gesellschaft wichtige 

Beschlüsse, zum Bespiel betreffend erforderliche Kapital-

maßnahmen, erst später gefasst werden können. Zuletzt 

würde eine Verschiebung der Hauptversammlung auch dazu 

führen, dass etwaige Dividenden den Aktionären zunächst 

nicht zufließen können, denn der Dividendenbeschluss ist für 

eine Auskehrung an die Aktionäre zwingend erforderlich.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

Das Aktiengesetz sieht mittlerweile diverse Möglichkeiten 

des Einsatzes neuer Medien bei der Durchführung der 

Hauptversammlung vor, die vor dem Hintergrund der Anste-

ckungsgefahr mit dem Corona Virus vor allem bei Großver-

anstaltungen nunmehr immer mehr in den Focus rückt. Prak-

tisch relevant und aktuell naheliegend ist die Möglichkeit, die 

Hauptversammlung in Bild und Ton, in der Regel über das 

Internet zu übertragen. Neben der bloßen Zuschaltung 

zwecks (passiver) Online-Verfolgung der Hauptversammlung 

kann Aktionären auch die Teilnahme an der Versammlung 

und damit auch die Ausübung sämtlicher oder einzelner ihrer 

Rechte, u.a. auch die Ausübung des Stimmrechts, im Wege 

elektronischer Medien ermöglicht werden.  

Um von diesen Möglichkeiten Gebrauch machen zu können, 

bedarf es konkreter Regelungen in der Satzung bzw. einer 

entsprechenden Satzungsermächtigungen für den Vorstand. 

Im Falle der Onlineübertragung ist auch eine Regelung in 

der Geschäftsordnung für die Hauptversammlung ausrei-

chend, wobei diese Variante praktisch kaum relevant ist.  

Auch wenn es entsprechende Satzungsregelung geben soll-

te, ist aber stets zu beachten: Die Hauptversammlung ist 

und bleibt eine Präsenzveranstaltung, die physische Teil-

nahme muss jedem Aktionär ermöglicht werden. Zudem 

muss, jedenfalls bei börsennotierten Aktiengesellschaften, 

auch der Notar präsent sein und die Versammlung beurkun-

den. Eine reine Online-Teilnahme über elektronische Medien 

ist daher allenfalls nur neben der Durchführung der Prä-

senzveranstaltung, nicht aber stattdessen möglich. 

Sofern die notwendigen Satzungsregelungen fehlen und 

auch eine Geschäftsordnung für die Hauptversammlung 

nicht vorliegt oder die Durchführung einer Online-

Übertragung nicht vorsieht, ist eine Online-Übertragung nur 

möglich mit Zustimmung aller anwesenden Teilnehmer. Die-

se Zustimmung könnte im Subtraktionsverfahren zwar ein-

geholt werden. Ob alle Präsenzteilnehmer zustimmen, ist 

aber vorab unsicher, so dass den Aktionären eine Online-

übertragung vorab nicht zugesagt werden kann.  

Vor diesem Hintergrund empfehlen wir, Satzungsregelungen 

zur Möglichkeit der Onlineübertragung und der elektroni-

schen, z.B. internetbasierten, Teilnahme an Hauptversamm-

Online-Teilnahme möglich, aber nicht ausschließ-

lich 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Satzungsregelung – Was nun? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Relevante Satzungsänderungen jetzt beschließen! 

 

 



 

 

lungen noch in dieser Hauptversammlungssaison in die Sat-

zung aufzunehmen. So ist man zum einen in Zukunft für 

Ausnahmesituationen gewappnet. Aber auch darüber hinaus 

können elektronische Teilnahmemöglichkeiten und Onli-

nestreaming für Aktionäre attraktive Alternativen darstellen. 

Üblicherweise nehmen an Hauptversammlungen von Publi-

kumsaktiengesellschaften viele Personen teil, so dass be-

sondere Vorkehrungen getroffen werden sollten, um die 

Infektionsgefahr mit dem Corona-Virus möglichst gering zu 

halten. So sollten beispielweise Plakate mit Handlungsemp-

fehlungen zum korrekten Desinfizieren und Händewaschen 

aufgehängt werden sowie Toilettenanlagen und alle Oberflä-

chen, die von den Teilnehmern häufig berührt werden, mehr-

fach während der Veranstaltung gereinigt werden. Des Wei-

teren sollten auch Desinfektionssprays zur Verfügung ge-

stellt werden.  

Gerne unterstützen wir sie bei der Vorbereitung und Durch-

führung Ihrer Hauptversammlung im Zusammenhang mit 

den genannten Rechtsfragen. 
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Infektionsgefahr gering halten trotz persönlicher 

Teilnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ihre Ansprechpartner  

zu diesem Thema 
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